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1.   Flächen für Gemeinbedarf sowie für Sport- und Spielanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)

3.   Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

7.   Sonstige Planzeichen

7.2  Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

3.1  Baugrenze

Bebauungsplans

1.1  Flächen für Gemeinbedarf

4.   Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

4.1  Öffentliche Straßenverkehrsfläche

7.3  Maßangabe in Meter 10.0

Feuerwehr

8.   Nachrichtliche Übernahmen

2.   Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

2.1  Öffentliche Grünfläche
Friedhof

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

6.1   Fläche zur Erhaltung von Bäumen und Sträuchern

6.   Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft

6.2   Erhaltung von Bäumen

FFH

8.1  Schutzgebiete im Sinne des Naturschutzrechts

Europäisches Vogelschutzgebiet (Natura2000)

FFFH-Gebiet (Natura2000)

8.2   Heilquellenschutzgebiet (Schutzzone III) HQS

EVG

5.   Hauptversorgungsleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

5.1  unterirdisch (0,4 kV-Kabel, Lage vor Ort zu überprüfen)

7.1  Mit Leitungsrechten zu Gunsten OVAG Netz GmbH
zu belastende Flächen

KD=257.287.4  Höhenbezugspunkt (m üNN)

8.3   Bauverbotszone (§ 23 HStrG) 20
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Verfahrensvermerke

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB wurde durch die Stadtverordnetenversammlung
am 15.06.2021 gefasst. Die Bekanntmachung erfolgte am 20.11.2021.

Bürgermeister

Die frühzeitige Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde vom 22.11.2021
bis 23.12.2021 durchgeführt.
Die Bekanntmachung erfolgte am 20.11.2021.
Gleichzeitig wurde die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durchgeführt.

Bürgermeister

Der Entwurf wurde nach § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 09.08.2022 bis
einschließlich 16.09.2022 öffentlich ausgelegt.
Die Bekanntmachung erfolgte am 30.07.2022.
Gleichzeitig wurde die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt.

Bürgermeister

Der Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB wurde durch die Stadt-
verordnetenversammlung am 13.12.2022 gefasst.

Bürgermeister

Ausfertigungsvermerk:
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der Stadt-
verordnetenversammlung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden
Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind.

Nidda, den ………………….....….                               Bürgermeister

Die Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 BauGB
erfolgte am ..................................................

Bürgermeister
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Planunterlage
Die Grenzen und Bezeichnungen für die im Geltungsbereich
des Bebauungsplanes liegenden Flurstücke basieren auf den
Daten des amtlichen Liegenschaftskatasterinformations-
systems (ALKIS) der Hessischen Verwaltung für Boden-
management und Geoinformation.

Zeichenerklärung der katasteramtlichen Darstellung

Planzeichen (gemäß Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90)

4Gebäudebestand

Grundstücksgrenze

Bezeichnung der Flur

Flurstücksnummer

Fl. 1
215/6

Flurgrenze

A. Rechtsgrundlagen

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I
S. 3634); zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353);

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786); zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802);

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802);

• Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542); zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3908);

• Hessische Bauordnung (HBO) vom 28. Mai 2018 (GVBl. S. 198); zuletzt geändert durch Gesetz
vom 3. Juni 2020 (GVBl. S. 378).

B. Planungsrechtliche Festsetzungen (gemäß § 9 Abs. 1-3
BauGB)

1. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
1.1 Fläche für Gemeinbedarf „Feuerwehr“: Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) be-

trägt 0,5.
Sie darf durch die Grundflächen von Garagen, Stellplätzen mit ihren Zufahrten
sowie Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO bis zu einer GRZ von 0,7 über-
schritten werden.
Die zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) beträgt 0,7.

1.2 Die Gebäudehöhe wird auf max. 7 m festgesetzt (Bezugspunkt: Kanaldeckelhöhe
257,28 m üNN in der angrenzenden Verkehrsfläche) festgesetzt.

2. Flächen für Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)
Stellplätze sind innerhalb der Fläche für Gemeinbedarf sowohl in den überbauba-
ren als auch in den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.
Ausgenommen hiervon sind die festgesetzten Flächen zur Erhaltung von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen.

3. Fläche für Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)
Zulässig sind bauliche Anlagen und Einrichtungen, die der Feuerwehr und der
Sicherung des Brandschutzes sowie dem Rettungswesen dienen und dieser
Nutzung räumlich und funktional zugeordnet sind.
Hierzu zählen z.B. neben der Fahrzeughalle auch Werkstatt- und Lagerräume,
Sozialräume, Schulungs- und Seminarräume sowie Büroräume.

4. Öffentliche Grünfläche „Friedhof“ (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
Innerhalb der öffentlichen Grünfläche „Friedhof“ ist eine Trauerhalle zulässig.

5. Planungen, Nutzungsregelungen, Flächen oder Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB)

5.1 Stellplätze sind mit Pflaster-, Verbundsteinen oder ähnlichen luft- und wasserdurch-
lässigem Belag auf einem der Verkehrsbelastung entsprechenden Unterbau herzu-
stellen.

5.2 Nicht überbaute Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht als Stellplätze oder als
Zu- und Ausfahrten benötigt werden, zu begrünen (z.B. mit Laubbäumen und Laub-
sträuchern, Bodendeckern, Stauden, Wiesen- und Rasenflächen).

5.3 Die zur Erhaltung festgesetzten Gehölzflächen sind dauerhaft zu erhalten.
Abgängige Gehölze sind gleichwertig zu ersetzen.
Während der Bauphase sind diese Gehölzflächen zum Schutz einzuzäunen.

5.4 Die Rodung von Gehölzen sowie die Baufeldfreimachung dürfen nur im Zeitraum
vom 1. Oktober bis 28./29. Februar durchgeführt werden.

5.5 Am Feuerwehrhaus sind ein Nisthöhlenkasten und ein Halbhöhlenkasten für Vögel
sowie ein Fledermausfachkasten an geeigneten Stellen anzubringen.

C. Satzung über bauordnungsrechtliche Festsetzungen
(gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 91 HBO)
Auf der Grundlage der Ermächtigung des § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 91 Abs. 1 und
3 HBO sind nachfolgende bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften Gegen-
stand des Bebauungsplans.

1. Dachform, Dachneigung
Für Hauptgebäude sind Sattel- und Pultdächer mit einer Dachneigung von max. 10°
zulässig.
Die Dächer von Haupt- und Nebengebäuden sind extensiv zu begrünen.
Hiervon ausgenommen sind Flächen von Oberlichtern und erforderlichen Technik-
aufbauten.

D. Satzung über wasserrechtliche Festsetzungen (gemäß § 9
Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 37 Abs. 4 HWG)
Auf der Grundlage der Ermächtigung des § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 37 Abs. 4
HWG sind nachfolgende wasserrechtliche Vorschriften Gegenstand des Bebauungs-
plans.

1. Verwertung von Niederschlagswasser
Von Dachflächen anfallendes Niederschlagswasser ist in Zisternen zu sammeln und
als Brauchwasser zu verwenden.

E. Hinweise

1. Denkmalschutz
Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfär-
bungen und Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt
werden, ist dies nach § 21 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege,
hessenArchäologie, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden.
Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigne-
ter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen (§ 21 Abs. 3 HDSchG).

2. Bodenschutz / Grundwasserschutz
2.1 Bei Eingriffen in den Untergrund oder Bodenaushubmaßnahmen (z. B. Kelleraus-

schachtung) sowie einer anschließenden Entsorgung von Erdaushub, sind die je-
weils geltenden Vorschriften und Verordnungen zur Verwertung und Entsorgung des
Schutzgutes Boden zu beachten.

2.2 Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organo-
leptische Auffälligkeiten zu achten.
Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht einer schädlichen
Bodenveränderung begründen, sind diese umgehend der zuständigen Behörde,
dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Umwelt Frankfurt, Dezernat 41.5,
mitzuteilen.
Darüber hinaus ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen.

Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutz-
gesetz sind Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren,
erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den einzelnen oder die All-
gemeinheit herbeizuführen.

2.3 Das Plangebiet befindet sich in der Qualitativen Schutzzone III des Heilquellen-
schutzgebiets „Oberhessischer Heilquellenschutzbezirk“.
Die in der Verordnung enthaltenen Ge- und Verbote sind zu beachten.
Das Plangebiet liegt außerdem in der Schutzzone III B des Trinkwasserschutz-
gebietes „WSG OVAG, Wasserwerke Kohden, Orbes, Rainrod“ (Schutzgebietsverord-
nung im St.Anz. 19/87 S. 1112 vom 23.03.1987).
Die in der Schutzgebietsverordnung enthaltenen Ge- und Verbote sind zu beachten.

3. Schutz bestehender und geplanter Leitungen
Bei Bepflanzungsmaßnahmen im Bereich bestehender und geplanter Leitungen sind
entsprechende Maßnahmen gemäß den technischen Anforderungen des jeweiligen
Versorgungsträgers zum Schutz der Leitungen zu treffen.

4. Arten- und Biotopschutz
4.1 Bei allen Bauvorhaben sind - unabhängig davon, ob sie baugenehmigungspflichtig

sind oder nicht - artenschutzrechtliche Belange nach dem Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) zu beachten.
Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,
1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu

fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur
zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogel-
arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn
sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art
verschlechtert,

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
schützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungs-
formen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen
oder zu zerstören.

4.2 Die jeweilige Bauherrschaft ist verpflichtet zu überprüfen, ob artenschutzrechtliche
Belange durch ihr Bauvorhaben beeinträchtigt werden können.
Sollten bei baulichen Maßnahmen besonders geschützte Arten betroffen sein, ist
eine artenschutzrechtliche Genehmigung durch die Untere Naturschutzbehörde er-
forderlich.

4.3 Es wird darauf hingewiesen, dass die Entfernung bzw. Beseitigung der Lebensstätten
ohne gesonderte Genehmigung, eine Ordnungswidrigkeit nach § 69 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) darstellt.
Die Ordnungswidrigkeit kann gem. § 69 Abs. 2 BNatSchG mit einer Geldbuße ge-
ahndet werden.
Auf § 71 a BNatSchG (Strafvorschriften) wird hingewiesen.

4.4 Auf die Bestimmungen des Bauvorlagenerlasses (BVErl) - insbesondere Anlage 2 Nr.
20.2 und Anlage 3 Nr. 3.2 - sowie die Checkliste des Hessischen Ministeriums für
Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz zur möglichen arten-
schutzrechtlichen Betroffenheit wird hingewiesen.

5. Kampfmittel
Falls bei Bauarbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände gefunden werden sollten,
ist das Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen,
unverzüglich zu unterrichten.

6. Stellplatzsatzung
Die Stellplatzsatzung der Stadt Nidda ist zu beachten.


